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Wohnungsbau. Jedes Jahr werden in der Bundesrepublik rund 20.000 Woh-

nungen zu wenig gebaut. Vor allem in vielen Großstädten ist der Wohnungs-

mangel eklatant. Allein in Berlin werden am Ende des Jahrzehnts etwa 55.000 

Wohnungen fehlen.

Menschen mehr. Kein Wunder also, 

dass Wohnraum vielerorts zur Man-

gelware wird (vgl. iwd 32/2015).

Der starke Bevölkerungszuzug in 

die Metropolen hat zwei Ursachen: 

Da sind zum einen die Zuwanderer 

– allein 2014 und 2015 dürften etwa 

900.000 Menschen netto nach 

Deutschland einwandern. Und sie 

haben in Städten nun mal bessere 

Job- und Integrationsmöglichkeiten 

als in ländlichen Regionen. Zum 

anderen lockt die Stadt aber auch 

viele inländische Umsiedler an: jun-

ge Leute, die zum Studieren oder 

Arbeiten kommen, genauso wie jün-

gere Senioren, die zunehmend in der 

Nähe von attraktiven Freizeitange-

boten, Einkaufsmöglichkeiten und 

anderen Stadterrungenschaften le-

ben wollen.

Zwar ist es nicht so, dass in 

Deutschland nicht gebaut würde. Im 

vergangenen Jahr wurden bundes-

weit insgesamt 245.000 neue Woh-

nungen fertiggestellt, das waren 14 

Prozent mehr als im Jahr 2013 und 

sogar 54 Prozent mehr als im Jahr 

2010. Tatsächlich reicht das aktuelle 

Maß an Bautätigkeit aber nicht aus, 

um den Bedarf an Wohnraum zu 

decken. Denn der beträgt nicht 

245.000, sondern 266.000 Wohnein-

heiten – und zwar für jedes Jahr 

zwischen 2015 bis 2020. 

Erschwerend hinzu kommt, dass 

in Deutschland mancherorts zu 

Solidarpakt. Längst nicht 
alle Städte und Kreise in 
den neuen Bundesländern 
haben einen Sonderfinanz-
bedarf, wie ein Ost-West-
Vergleich zeigt. 
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Fünf Zimmer, Küche, Diele, Bad 

zuzüglich Terrasse und Gäste-WC, 

das Ganze in sonniger, zentraler und 

ruhiger Lage – davon können Groß-

städter oft nur träumen. Denn in den 

meisten deutschen Städten wächst 

die Einwohnerzahl, allein Berlin 

zählt derzeit jährlich rund 40.000 

Präsident:
Arndt Günter Kirchhoff
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Professor Dr. Michael Hüther
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66.000 102.000
179.000 165.000

Baubedarf: erforderliche Zahl von neuen Wohnungen unter Berücksichtigung der
demografischen und sozioökonomischen Veränderungen und des Abbaus von Wohnungen
Quellen: Statistisches Bundesamt, Institut der deutschen Wirtschaft Köln

Wohnungsbau: Falsch geplant

Städte mit mehr
als 100.000 Einwohnern

Städte mit weniger
als 100.000 Einwohnern und Landkreise

Bautätigkeit 2014

Jährlicher Baubedarf 2015 bis 2020
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mobilie zu investieren. In der Folge 

kommt es auch in schrumpfenden 

Regionen zu einer Ausweitung der 

Bautätigkeit, während an anderer 

Stelle Leerstand entsteht.

Um diesen Prozess zu stoppen, 

müssten die Kommunen inanzielle 

Anreize setzen, dass eher Bestands-

gebäude im Innenbereich eines 

Städtchens oder Dorfes erworben 

und gegebenenfalls saniert werden. 

So ließen sich eine weitere Zersiede-

lung und damit steigende Infrastruk-

turkosten vermeiden.

Da die Nachfrage nach Wohn-

raum in Metropolen wie München 

in absehbarer Zeit kaum vollständig 

bedient werden kann, wäre es außer-

dem sinnvoll, schrumpfende und 

wachsende Regionen möglichst ei-

zient miteinander zu verbinden, da-

mit die Menschen aus den struktur-

schwachen Räumen schneller und 

komfortabler in die Zentren kom-

men können. Zur Verbesserung der 

Verkehrsinfrastruktur gehören die 

Ausweitung des Schienenverkehrs, 

der Ausbau des Fernbussystems so-

wie verstärkte Kooperationen zwi-

schen Kommunen und Fernbusbe-

treibern.

schnittlich 40 Quadratmetern pro 

Person, sind es mittlerweile 46 Qua-

dratmeter. Im Jahr 2030 wird jeder 

Deutsche voraussichtlich 52 Qua-

dratmeter Wohnläche zur Verfü-

gung haben.

Dass in vielen großen und mittle-

ren Städten so wenige Wohnungen 

gebaut werden, liegt vor allem am 

knappen Angebot an Bauland. Auf-

grund der starken Nachfrage und 

des knappen Angebots haben sich 

die Grundstückspreise in den Städ-

ten zudem teils drastisch erhöht. 

Hier sind nun die Kommunen ge-

fragt: Sie müssten brachliegende 

Industrie- und andere Flächen für 

den Wohnungsbau aktivieren.

Sinnvoll wären auch Maßnah-

men, die die Kosten für Neubauten 

reduzieren. So könnten bestehende 

Restriktionen und Aulagen – etwa 

im Hinblick auf Gebäudehöhen und 

erforderliche Stellplätze – überdacht 

und gelockert werden.

Anders sieht es in vielen länd-

lichen und strukturschwachen Regi-

onen aus. Hier sind die Preise für 

Bauland in der Regel relativ niedrig 

und die Kommunen weisen großzü-

gig neues Bauland aus, um neue 

Unternehmen und Menschen zur 

Ansiedlung zu gewinnen. Viele Bau-

herren und Haushalte bauen dann 

lieber neu, als in eine Bestandsim-

viel und anderenorts zu wenig 

gebaut wird (Graik Seite 1):

In Städten mit mehr als 100.000 

Einwohnern werden nur zwei Drittel 

der Menge an Wohnungen gebaut, die 

gebraucht werden, während in einigen 

Landkreisen und Kleinstädten zu viel 

neuer Wohnraum geschafen wird.

In den zwölf größten deutschen 

Städten wurden im Jahr 2014 insge-

samt rund 40.000 Wohnungen ge-

baut, der Bedarf ist aber weitaus 

größer: Bis 2020 müssten hier eigent-

lich jedes Jahr 69.000 Wohnungen 

hinzukommen, um den Bedarf zu 

decken. Vor allem in Berlin und 

München wird es eng (Graik):

Verglichen mit der aktuellen Bau-

tätigkeit müssten in Berlin bis 2020 

jedes Jahr knapp 11.000 zusätzliche 

Wohnungen gebaut werden, in Mün-

chen beträgt die jährliche Lücke 

6.800, in Hamburg 3.500.

Lediglich in vier der zwölf Groß-

städte entspricht die Bautätigkeit 

weitgehend dem Bedarf: in Düssel-

dorf, Bremen sowie in den schrump-

fenden Städten Essen und Dort-

mund. Dass in den Ruhrpott-Städ-

ten überhaupt noch neu gebaut wird, 

hat zwei Gründe: Zum einen muss 

abgerissener Wohnraum zumindest 

teilweise ersetzt werden, zum ande-

ren steigt der Platzbedarf. Lebten die 

Bundesbürger  1999 noch auf durch-

10.911
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Baubedarf: erforderliche Zahl von neuen Wohnungen unter Berücksichtigung der demografischen und sozioökonomischen Veränderungen
und des Abbaus von Wohnungen; Quellen: Statistisches Bundesamt, Institut der deutschen Wirtschaft Köln

Berlin und München geht der Wohnraum aus
So viele Wohnungen wurden im Jahr 2014 neu gebaut

und so viele neue Wohnungen wären jährlich zwischen 2015 und 2020 nötig

Bautätigkeit 2014 Jährlicher Baubedarf 2015 bis 2020

8.744

19.655

Berlin

6.661

13.408

München

6.974

10.424

Hamburg

3.824

6.169

Köln

4.418

6.217

Frankfurt
am Main

1.640

3.139

Dresden

1.832

2.737

Nürnberg

2.373

2.755

Düsseldorf

1.059

1.436

Leipzig

1.183

1.186

Bremen

1.134

1.121

Dortmund

1.004

915

Essen

6.747

3.450
2.345 1.799 1.499

905 382 377 3

-13 -89

Jährliche Lücke

Vgl. auch IW policy paper 24/2015 unter: 

iwkoeln.de/baubedarf



Die Himmelsrichtung 
ist kein Maßstab
Solidarpakt. Der brandenburgische 

Ministerpräsident Dietmar Woidke 

(SPD) und sein Finanzminister Christian 

Görke (Die Linke) fordern mit schöner 

Regelmäßigkeit eine Verlängerung des 

Solidarpakts, weil die neuen Bundes-

länder einen anhaltenden Sonderfi-

nanzbedarf hätten. Doch gerade Bran-

denburg steht, verglichen mit einigen 

Regionen im Westen, inzwischen recht 

gut da.

Wer sich dieser Tage im Ruhrge­

biet umhört, stößt bei Politikern und 

Bürgern kaum noch auf Verständ­

nis, dass exakt 25 Jahre nach der 

Wiedervereinigung Regionen im Os­

ten, die längst ökonomisch davonge­

eilt sind, nach wie vor für sich öfent­

liche Zuweisungen verlangen.

Die Politiker und die Menschen 

im Pott haben durchaus einen Nerv 

getrofen, wenn man die Wirtschafts­

kraft – gemessen am Bruttoinlands­

produkt (BIP) je Einwohner – in 

NRW und Brandenburg genauer 

unter die Lupe nimmt.

Demnach ist das BIP je Einwoh­

ner in der Landeshauptstadt Pots­

dam mit knapp 35.000 Euro zwar 

nur halb so hoch wie in Düsseldorf, 

der Hauptstadt und wirtschafts­

stärksten Region Nordrhein­West­

falens.

Wenn man allerdings andere 

Städte in Brandenburg sowie den 

Speckgürtel um Berlin mit den Städ­

ten und Kreisen im Ruhrgebiet – 

früher das industrielle Herz Nord­

rhein­Westfalens – vergleicht, macht 

der Osten eine ganz gute Figur.

Brandenburg. Im Landkreis 

Spree­Neiße wird Braunkohle abge­

baut und verstromt. Auch die Che­

mische Industrie hat dort ein Stand­

bein. Das BIP pro Kopf erreicht in 

dieser Region knapp 34.000 Euro. 

Frankfurt (Oder) und der Kreis 

Dahme­Spreewald folgen mit gerin­

gem Abstand. Frankfurt punktet mit 

seiner Universität sowie Unterneh­

men der Mikroelektronik.

Im Landkreis Dahme­Spreewald 

ist der Flughafen Berlin­Schönefeld 

mit entsprechenden Gewerbeparks 

angesiedelt. Sollte 2017 die Eröf­

nung des Großlughafens BER mit 

dann voraussichtlich über 30 Milli­

onen Passagieren pro Jahr gelingen, 

dürfte der Kreis in puncto Wirt­

schaftskraft je Einwohner nochmals 

einen Sprung machen und zu Pots­

dam aufschließen.

Nordrhein-Westfalen. Das Gros 

der Kreise in diesem Bundesland 

erwirtschaftet 25.000 bis 35.000 

Euro pro Kopf und besitzt damit 

eine Wirtschaftskraft, die mit den 

etwas stärkeren Kreisen in Branden­

burg zu vergleichen ist (Graik).

Besonders problematisch ist die 

Wirtschaftsschwäche von Städten wie 

Oberhausen, Herne oder Bottrop – sie 

können mit Frankfurt (Oder), Cott-

bus und Brandenburg an der Havel 

nicht mithalten.

Die Zahlen machen deutlich, dass 

sich die Förderpolitik in Zukunft an 

der Bedürftigkeit und nicht an der 

Himmelsrichtung orientieren sollte. 

Die inanzielle Unterstützung bei der 

Aufbereitung von Industriebrachen 

zu neuen Gewerbelächen in Duis­

burg oder Oberhausen ist ebenso 

sinnvoll wie die Förderung länd­

licher Räume im Havelland westlich 

von Berlin oder im Märkisch­Oder­

land östlich der Hauptstadt.
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Ursprungsdaten: Volkswirtschaft-
liche Gesamtrechnung der Länder

Brandenburg:
Nicht nur Schlusslichter
Bruttoinlandsprodukt je Einwohner in Euro
nach Kreisen und kreisfreien Städten, 2012

Nordrhein-Westfalen

Düsseldorf
Bonn
Münster
Köln
Gütersloh (Kreis)
Essen
Leverkusen
Mülheim an der Ruhr
Siegen-Wittgenstein
Potsdam
Duisburg
Minden-Lübbecke
Bielefeld
Olpe (Kreis)
Spree-Neiße
Remscheid
Krefeld
Rhein-Kreis Neuss
Dortmund
Hagen
Mettmann (Kreis)
Märkischer Kreis
Borken (Kreis)
Hochsauerlandkreis
Frankfurt (Oder)
Dahme-Spreewald
Paderborn (Kreis)
Wuppertal
Gelsenkirchen
Herford (Kreis)
Aachen (Städteregion)
Oberbergischer Kreis
Bochum
Soest (Kreis)
Mönchengladbach
Warendorf (Kreis)
Rhein-Erft-Kreis
Ennepe-Ruhr-Kreis
Cottbus
Steinfurt (Kreis)
Brandenburg an der Havel
Lippe
Hamm
Solingen
Unna (Kreis)
Rhein-Sieg-Kreis
Teltow-Fläming
Coesfeld (Kreis)
Wesel (Kreis)
Viersen (Kreis)
Kleve (Kreis)
Düren (Kreis)
Höxter (Kreis)
Oberhausen
Euskirchen (Kreis)
Recklinghausen (Kreis)
Rheinisch-Bergischer Kreis
Uckermark
Oberhavel
Heinsberg (Kreis)
Herne
Ostprignitz-Ruppin
Prignitz
Bottrop
Oder-Spree
Elbe-Elster
Oberspreewald-Lausitz
Potsdam-Mittelmark
Barnim
Havelland
Märkisch-Oderland

69.916
59.562
51.399
47.267
41.389
41.118
40.992
36.410
35.013
34.874
34.579
34.510
34.216
34.097
33.868
33.576
33.509
33.412
33.017
32.684
32.465
31.558
31.302
31.258
31.139
31.075
30.755
30.402
29.709
29.667
29.622
29.598
29.511
29.485
29.474
28.155
27.977
27.191
27.162
26.993
26.511
26.111
26.077
26.075
25.963
25.511
25.453
24.830
24.747
24.722
24.657
24.429
24.422
24.284
23.470
23.258
23.018
22.793
21.515
21.221
21.066
20.949
20.823
20.607
19.920
19.876
19.713
18.772
17.009
16.625
16.433

Brandenburg



fahren eingeleitet wird – daher muss 

der ESM-Vertrag entsprechend ge-

ändert werden.

Wird dem kriselnden Land dage-

gen bescheinigt, seine Schulden seien 

tragfähig, kann der ESM dem IW-

Vorschlag zufolge auch künftig drei 

Jahre lang Liquiditätshilfen gewäh-

ren. Wie von der Deutschen Bundes-

bank gefordert, sollte der betrefen-

de Staat aber in dieser Zeit an private 

Gläubiger begebene Anleihen nicht 

tilgen dürfen. Bleibt der Erfolg des 

Hilfs- und Reformprogramms aus, 

müsste der ESM-Vertrag zudem 

zwingend vorsehen, dass anschlie-

ßend das Verfahren über die Staats-

insolvenz anläuft.

• Ablauf eines Staatsinsolvenzver-

fahrens. Damit das Verfahren mög-

lichst wirkungsvoll ist, schlägt das 

IW einen Verhandlungsprozess zwi-

schen dem Schuldnerland und seinen 

Gläubigern mit mehreren zeitlich 

begrenzten Schritten vor.

Zunächst soll der Schuldnerstaat 

selbst versuchen, mit seinen Gläu-

bigern eine Lösung auszuhandeln. 

Gelingt dies nicht, tritt ab der zwei-

ten Stufe ein noch zu schafendes 

juristisches Gremium beim Europä-

ischen Gerichtshof hinzu, das die 

Verhandlungen zunächst mit seiner 

Expertise begleitet. Kommt auch 

dann keine tragfähige Lösung zu-

stande, kann dieses Gremium als 

Ultima Ratio eine bindende Ent-

scheidung fällen – also zum Beispiel 

festlegen, wie eine Umschuldung 

aussehen soll.

Diese Option einer bindenden 

Entscheidung von unabhängiger Sei-

te ist wichtig, um den Einigungs-

druck auf die Verhandlungspartner 

In Zukunft könnten also durch-

aus einige Euroländer Gefahr lau-

fen, ihrer Schulden nicht mehr Herr 

zu werden. Gibt es für solche Fälle 

kein geregeltes Verfahren, droht die 

Insolvenz verschleppt zu werden – 

mit der Folge weiter steigender 

Schulden und noch größerer Schä-

den für die Wirtschaft des Landes.

Das Institut der deutschen Wirt-

schaft Köln (IW) schlägt deshalb ein 

Staatsinsolvenzverfahren vor, das 

auf bereits bestehenden Konzepten 

aufbaut, deren jeweilige Vorzüge 

kombiniert und mit eigenen Ele-

menten ergänzt. Im Einzelnen:

• Entscheidung über ein Staatsinsol-

venzverfahren. In der Regel sollte das 

überschuldete Land selbst das Ver-

fahren anstoßen – etwa wenn es 

aufgrund stark steigender Zinsen 

neue Kredite nur noch zu extrem 

erschwerten Bedingungen oder gar 

nicht mehr aufnehmen kann.

Um zu vermeiden, dass ein Staat 

die Insolvenz verschleppt, sollte aber 

auch der ESM das Verfahren mit 

großer Mehrheit der Stimmrechte in 

Gang setzen können. Voraussetzung 

wäre außerdem, dass eine Schulden-

tragfähigkeitsanalyse durch die EU-

Kommission, die Europäische Zen-

tralbank (EZB) und den Internatio-

nalen Währungsfonds zu einem ne-

gativen Ergebnis käme. In diesem 

Fall ist bislang nicht klar genug 

vorgesehen, dass ein Insolvenzver-

Euroländer. Nach wie vor fehlen in der Europäischen Währungsunion Rege-

lungen für den Fall einer staatlichen Insolvenz. Würde diese Lücke geschlossen, 

wäre das Bekenntnis glaubwürdiger, dass kein Euroland für die Schulden eines 

anderen haften soll. Das IW Köln hat einen Vorschlag erarbeitet, wie so ein 

Insolvenzverfahren für Euroländer aussehen könnte.

Das Ringen um die Zukunft Grie-

chenlands geht weiter – Ausgang 

ungewiss. Eine große Rolle in den 

Verhandlungen spielt der Europä-

ische Stabilitätsmechanismus (ESM) 

– besser bekannt als Euro-Rettungs-

schirm. In den vergangenen Jahren 

hat der ESM dazu beigetragen, an-

deren gestrauchelten Eurostaaten 

mit dem richtigen Mix von Leistung 

und Gegenleistung aus der Krise zu 

helfen (vgl. iwd 23/2015).

Die Institutionen der Währungs-

union suchen aber noch immer nach 

einem geregelten Weg, wie sie mit 

einem Staatsbankrott umgehen sol-

len und wie sie einem solchen Ende 

den Schrecken nehmen können.

Für ein geordnetes Staatsinsol-

venzverfahren im Euroraum spricht 

auch, dass in einer Währungsunion 

das Risiko eines Staatsbankrotts hö-

her ist als für einzelne, geldpolitisch 

unabhängige Staaten. Denn sie ha-

ben zumindest die Option, ihre 

Staatsschulden durch eine inlatio-

näre Geldpolitik zu entwerten.

Zudem sind die Schuldenquoten 

in den vergangenen Jahren nicht nur 

in den Krisenländern deutlich gestie-

gen, sondern auch in zahlreichen 

Mitgliedsstaaten (Graik):

Von 19 Euroländern haben 13 eine 

Schuldenquote von über 60 Prozent 

des Bruttoinlandsprodukts, in sechs 

Ländern ist die Staatsverschuldung 

sogar höher als das jeweilige BIP.
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tig – das heißt, wenn einige Voraus-

setzungen erfüllt sind.

Vor allem müssen die Banken im 

Euroraum Verluste aus einem Staats-

bankrott verkraften können. Dazu 

brauchen sie mehr Eigenkapital und 

dürfen nicht so viele Staatsanleihen 

halten wie derzeit. Deshalb ist die 

bislang bei der Bankenregulierung 

geltende Annahme aufzugeben, 

Staatsanleihen der Euroländer seien 

risikolos. Zudem sollte die EZB als 

Finanzaufseherin die Banken dazu 

anhalten, ihr im Rahmen ihres An-

leihekaufprogramms einen Teil der 

gehaltenen Staatsanleihen zu ver-

kaufen.

• Vorteile des Staatsinsolvenzverfah-

rens. Das vorgeschlagene Verfahren 

stärkt den Grundsatz der Europä-

ischen Währungsunion, dass kein 

Euroland für die Schulden eines an-

deren Landes haftet. Eine mögliche 

Staatsinsolvenz würde die Finanz-

märkte bei steigender Staatsver-

schuldung eher mit höheren Zinsen 

reagieren lassen. Das wiederum 

dürfte das betrefende Land dazu 

anhalten, eine solidere Finanzpolitik 

zu betreiben.

Außerdem könnte kein Euro land 

mehr darauf  setzen, trotz mehr-

facher Verstöße gegen die Regeln der 

Währungsunion dauerhaft Hilfen 

des ESM zu erhalten. Damit verhin-

dert das Verfahren, dass sich die EU 

zu einer Transferunion entwickelt.

All diese Argumente sprechen da-

für, die Entscheidung für ein Staats-

insolvenzverfahren möglichst bald 

zu trefen. Wirklich eingeführt wer-

den kann es allerdings erst mittelfris-

zu erhöhen. Außerdem ließe sich 

damit – sowie durch weitere Ände-

rungen der Umschuldungsklauseln 

im ESM-Vertrag – das sogenannte 

Holdout-Problem angehen: Wider-

strebende Gläubiger können sich 

dann nicht mehr einer mit qualii-

zierter Mehrheit beschlossenen Um-

schuldung verweigern oder gar vor 

Gericht erfolgreich dagegen klagen.

Mit Umschuldungsmaßnahmen 

allein ist es jedoch nicht getan. Das 

Staatsinsolvenzverfahren muss auch 

Überbrückungshilfen vorsehen, da-

mit in dem betrefenden Land trotz 

absehbarer Wirtschaftskrise uner-

lässliche staatliche Funktionen wie 

eine funktionierende Polizei oder ein 

weiterer Schulbetrieb mit genügend 

Lehrpersonal aufrechterhalten wer-

den können. Wichtig ist jedoch, sol-

che Hilfen wie bisher an strenge 

Reformaulagen und eine koopera-

tive Verhandlungshaltung des Schul-

denstaats zu knüpfen.

Seite 5 | 20. August 2015 | Nr. 34 | iw-dienst

IW-Analysen 104
Berthold Busch, Jürgen Matthes: 
Regeln für Staatsinsolvenzen im Euroraum

iwkoeln.de/staatsinsolvenz-analyse

Vgl. auch IW policy paper 23/2015 unter: 

iwkoeln.de/staatsinsolvenz
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Quelle:
EU-Kommission

Europäische Union:
Schuldenberge

immer höher
Staatsverschuldung in Prozent

des Bruttoinlandsprodukts

2001 2014

Estland

Bulgarien

Kroatien

Italien

Irland

Spanien

Griechenland

Rumänien

Lettland

Zypern

Vereinigtes
Königreich

Slowakei

Portugal

Litauen

Frankreich

Belgien

Polen

Malta

Finnland

TschechienDeutschland

Schweden

Slowenien

Österreich

Dänemark

Luxemburg

Niederlande

Ungarn

4,8 10,6

27,6

25,7

14,0

23,0

22,8

26,1

6,6
23,6

64,0

36,1

85,0

104,7
132,1

33,4

109,7

54,2

97,7

100,1

177,1

39,8

40,0

56,9

107,5

36,2

89,4

48,3 53,6

53,4

130,2

40,9

58,2
95,0

107,8 106,5

37,3 50,1

65,5 68,0

41,0
59,3

42,6
57,8

74,7

51,7 43,9

80,9

66,5
84,5

48,5 45,2

48,8
68,8

51,9
76,9



Pflege. Um den derzeitigen und zu-

künftigen Bedarf an Pflegekräften zu 

decken, ist Deutschland auf die Zuwan-

derung von ausländischen Fachkräften 

aus Drittstaaten angewiesen – noch 

fehlen aber die Voraussetzungen dafür.

Seit 2012 ist die Beschäftigtenzahl 

in der Krankenplege zwar um knapp 

50.000 gestiegen. Dies reicht jedoch 

längst nicht aus, um alle freien Stel-

len zu besetzen (Graik): 

Im Juni 2015 kamen auf 100 ge-

meldete ofene Stellen nur 46 Arbeits-

lose; damit fehlen gegenwärtig rund 

30.000 Krankenplegefachkräfte. 

Je nach Szenario werden 2030 bis 

zu 500.000 Vollzeitkräfte fehlen. Um 

den drohenden Plegenotstand zu 

vermeiden oder zumindest abzumil-

dern, müssen – neben der Aktivie-

rung des inländischen Potenzials – 

verstärkt Fachkräfte aus dem Aus-

land angeworben werden. Momen-

tan gibt es jedoch eine Vielzahl un-

terschiedlicher Aufenthaltstitel und 

keine geregelten Übergänge von der 

Asylgesetzgebung zum Zuwande-

rungsrecht. Nötig wären deshalb: 

1. ein transparentes Zuwande-

rungsgesetz, das alle bestehenden 

rechtlichen Regelungen bündelt;

2. gesetzliche Regelungen, die ei-

nen lexiblen Übergang von Asylge-

setzgebung und Zuwanderungsrecht 

ermöglichen;

3. bilaterale Abkommen mit den 

Herkunftsländern, um  Plegefach-

kräfte anzuwerben.

Die rechtlichen Rahmenbedin-

gungen regeln jedoch nur den Zuzug 

und die Aufenthaltsbestimmungen 

in Deutschland. Um ausländische 

Fachkräfte langfristig zu binden, ist 

allerdings auch die soziale und fach-

liche Integration unerlässlich. Das 

heißt: Es müssen die Vorausset-

zungen dafür geschafen werden, 

dass sich die Plegekräfte an ihren 

Arbeitsplätzen und in ihrem sozialen 

Umfeld wohlfühlen.

Um das zu erreichen, müssen die 

individuellen Voraussetzungen und 

Erfahrungen der Zuwanderer in ih-

ren jeweiligen Herkunftsländern be-

achtet werden. Dazu zählen die Be-

rufs- und Lebenserfahrungen der 

Zuwanderer und deren Sprach-

kenntnisse – sie sind der Schlüssel 

für eine erfolgreiche Integration. 

Es ist wichtig, dass sich die deut-

schen Unternehmen und Behörden 

über alle diese Facetten im Klaren 

sind, denn nur dann können sie die 

Zuwanderer dort abholen, wo diese 

kulturell und sprachlich stehen. Ge-

nauso wichtig ist es, dass Geschäfts-

führung und Belegschaft von Kran-

kenhäusern oder Altenplegeeinrich-

tungen bereit sind, ausländische 

Fachkräfte mit ofenen Armen auf-

zunehmen. Dies gelingt umso besser, 

je stärker kulturelle Vielfalt als Be-

reicherung gesehen wird.
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Stand: jeweils Quartalsende
Ursprungsdaten: Bundesagentur für Arbeit

Pflegefachkräfte willkommen 
Beschäftigte in der Krankenpflege in 1.000
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Arbeitslose je 100 offene Stellen
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Angekündigter
Notstand

In Deutschland müssen Unternehmen mit mindestens 20 Arbeits-
plätzen 5 Prozent davon mit Schwerbehinderten besetzen. Mit 
einer durchschnittlichen Quote von 4,7 Prozent (Stand: 2013) ist 
diese Zielmarke fast erreicht. Exakt 35.668 Unternehmen über-
treffen diese Pflichtquote, in manchen arbeiten sogar mehr als 20 
Prozent Schwerbehinderte. Allerdings beschäftigen auch genauso 
viele Firmen – meist kleine und mittlere – gar keine Menschen mit 

REHADAT: App zur Ausgleichsabgabe
Handicap. Diese Betriebe zahlen stattdessen eine Ausgleichsabga-
be, jährlich insgesamt mehr als 500 Millionen Euro. Eine neue App 
von REHADAT, einem Projekt des IW Köln, bietet Betrieben einen 
schnellen Überblick, welche Beträge bei der Ausgleichsabgabe 
durch die Beschäftigung von Schwerbehinderten eingespart wer-
den können. Die App ist ab sofort kostenlos im App-Store oder bei 
Google Play erhältlich. Weitere Informationen: rehadat-elan.de 



Energieunion. Die neue EU-Kommis-

sion unter Jean-Claude Juncker hat die 

Energieunion zu einem der wichtigsten 

Vorhaben ihrer Amtszeit erklärt. Derzeit 

fließt jedoch nicht einmal der Strom 

ungehindert durch Europa.

Mit der Energieunion hat sich die 

EU ambitionierte Ziele gesetzt: Es 

geht um mehr Sicherheit in der Ener­

gieversorgung, um die Vollendung 

des Energiebinnenmarktes und eine 

energieeiziente Wirtschaft. Zudem 

sollen der CO2­Ausstoß reduziert 

sowie Forschung, Innovationen und 

die Wettbewerbsfähigkeit intensi­

viert werden. 

Die Vollendung des Energiebin­

nenmarktes ist einer der fünf 

Schwerpunkte der Energieunion: 

Der Energieluss soll frei über die 

Grenzen hinweg möglich sein. Beim 

Strom zum Beispiel hätte das den 

Vorteil, dass die Versorger auf die 

günstigsten Kapazitäten zurückgrei­

fen und die Preise tendenziell sinken. 

Zudem könnten Verbrauch und 

Erzeugung besser in Einklang ge­

bracht werden. Weil nicht überall in 

Europa zur gleichen Zeit gleich viel 

Strom erzeugt und verbraucht wird, 

könnte die überschüssige Energie 

eines Landes je nach Bedarf in ein 

anderes Land transportiert werden 

– was insbesondere wegen der wach­

senden Bedeutung der erneuerbaren 

Energien eine immer wichtigere Rol­

le spielt.

Deutschland nutzt diese Möglich­

keiten bereits rege (Graik):

2014 exportierte die Bundesrepu-

blik fast 75 Terawattstunden Strom 

– das waren rund 7 Prozent der deut-

schen Stromerzeugung und rund ein 

Drittel mehr als im Jahr 2011.

Umgekehrt hat Deutschland 2014 

fast 40 Terawattstunden Strom im­

portiert, sodass ein Exportüber­

schuss von fast 36 Terawattstunden 

bleibt. Der größte Nettoexporteur 

von Strom in der EU ist Frankreich 

mit fast 68 Terawattstunden. Den 

größten Importüberschuss hat Ita­

lien mit rund 44 Terawattstunden.

Das klingt zwar beeindruckend, 

aber für eine echte Energieunion 

hapert es an Verbindungskapazi­

täten. Deutschland zum Beispiel hat 

Importkapazitäten von rund 10 Pro­

zent seiner Stromproduktion, in die­

ser Größenordnung können Kraft­

werksausfälle durch Stromimporte 

ersetzt werden. Und 10 Prozent sind 

auch der minimale Verbundgrad, 

den die EU­Kommission umsetzen 

will – ein Wert, den unter anderem 

Italien, Großbritannien, Spanien 

und Polen noch nicht erreichen.

Förderprogramme sowie eizi­

entere Genehmigungsverfahren für 

Stromtrassen sollen dieses Manko 

beheben. Damit das Ganze funktio­

niert, braucht die EU jedoch auch 

einheitliche Marktregeln, angefan­

gen bei Fragen der Kapazitätssiche­

rung bis hin zu Fördermodalitäten 

für erneuerbare Energien.
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Ursprungsdaten: Verband Europäischer Übertragungsnetzbetreiber (ENTSO-E)

Deutschland: Strom rein, Strom raus
So viele Terawattstunden Strom exportierte und importierte Deutschland im Jahr 2014

insgesamt

Das waren rund
7 Prozent der

deutschen
Stromerzeugung

Export Import

Österreich
14,5 5,5

Schweiz
11,5 4,6

74,6

38,9

Dänemark

4,0 4,5

Schweden

0,8 1,8

Tschechien

3,8

6,3

Polen

9,2

0,1

Niederlande

24,3

0,3

Luxemburg

5,7

1,1

Frankreich
0,8

14,8

Strom mit Grenzen



Bekannte Muster

Berufsausbildung. Die Zwischenbi-

lanz für den Ausbildungsmarkt 2015 

zeigt bekannte Muster: Angebot und 

Nachfrage passen regional oft nicht 

zusammen. Außerdem konzentrieren 

sich die Berufswünsche der Jugend-

lichen weiterhin auf wenige Berufe.

Zwischen Oktober 2014 und Juli 

2015 haben die Unternehmen 

484.564 Ausbildungsstellen bei der 

Bundesagentur für Arbeit gemeldet, 

das waren 1,9 Prozent mehr als im 

gleichen Vorjahreszeitraum. Die 

Zahl der gemeldeten Bewerber ist 

dagegen leicht um 0,7 Prozent auf 

508.584 zurückgegangen. Angebot 

und Nachfrage nähern sich damit 

immer mehr an: Im Juli 2014 über-

traf die Zahl der Bewerber die der 

angebotenen Stellen noch um 37.500. 

Im Juli 2015 betrug der Nachfrage-

überhang lediglich 24.000 Bewerber.

Auch wenn Angebot und Nach-

frage näher beieinanderliegen, wird 

am Ende des Vermittlungszeitraums 

der eine oder andere Bewerber leer 

ausgehen und die eine oder andere 

Lehrstelle unbesetzt bleiben. Denn 

Angebot und Nachfrage verteilen 

sich bundesweit sehr unterschiedlich:

In Bayern, Baden-Württemberg 

und Mecklenburg-Vorpommern kom-

men auf einen interessierten Bewerber 

mehrere Ausbildungsstellen, in NRW 

oder Sachsen konkurrieren dagegen 

mehrere Jugendliche um einen Platz.

Ein weiterer Grund für den Mis-

match von Angebot und Nachfrage 

sind die Berufswünsche der jungen 

Leute – sie konzentrieren sich auf 

wenige Ausbildungsberufe und las-

sen so einen großen Teil des Ausbil-

dungsangebots außer Acht:

Mehr als 40 Prozent aller Bewer-

ber konkurrieren um zehn Ausbil-

dungsberufe – bei den Frauen sind es 

sogar 55 Prozent.

Unter den zehn Berufen mit den 

meisten unbesetzten Ausbildungs-

stellen gibt es zwar einige, die sich 

mit den Berufswünschen der unver-

sorgten Bewerber decken. In ande-

ren Berufen dürfte die Besetzung 

aber schwer werden (Grafik). Im 

Bereich Klempnerei, Sanitär, Hei-

zung und Klimatechnik kommen 

fast zwei Stellen auf einen Bewerber.

Um das duale System zukunfts-

fest zu machen, ist es wichtig, Un-

ternehmen und Jugendliche zusam-

menzubringen. Die Förderung der 

regionalen Mobilität durch mehr 

Jugendwohnen sowie eine Berufsbe-

ratung, die Jugendlichen die vielfäl-

tigen Möglichkeiten aufzeigt, sind 

dabei zwei mögliche Ansatzpunkte.

iw-dienst | Nr. 34 | 20. August 2015 | Seite 8

Herausgeber:
Institut der deutschen Wirtschaft Köln

Chefredakteur: Axel Rhein
Stellv. Chefredakteur: Klaus Schäfer  
(verantwortlich)
Redaktion: Andreas Wodok (Textchef), 
Berit Schmiedendorf, Sara Schwedmann,
Alexander Weber    
Redaktionsassistenz: Ines Pelzer
Grafik: Michael Kaspers, Ralf Sassen 
Telefon: 0221 4981-523, Fax: 0221 4981-504
E-Mail: iwd@iwkoeln.de

Bezugspreis:  9,01/Monat, zzgl.  3,08 
Versandkosten, inkl. Mehrwertsteuer,
Erscheinungsweise wöchentlich
Abo-Service: Therese Hartmann,
Telefon 0221 4981-443, hartmann@iwkoeln.de
Verlag: Institut der deutschen Wirtschaft
Köln Medien GmbH,
Postfach 10 18 63, 50458 Köln,
Konrad-Adenauer-Ufer 21, 50668 Köln
Telefon: 0221 4981-0, Fax: 0221 4981-445

Druck: Warlich Druck Meckenheim GmbH,
Meckenheim

Dem iwd wird einmal monatlich
(außer Juli und Dezember)
„Wirtschaft und Unterricht“ beigelegt.

Rechte für den Nach druck oder die elektro -
nische Verwertung über: lizenzen@iwkoeln.de
Rechte für elektronische Pressespiegel unter:
pressemonitor.de

©
 2

01
5 

IW
 M

ed
ie

n
 ·

 i
w

d 
34

 ·
 F

ot
o:

 R
ob

er
t 

K
ne

sc
hk

e 
- 

Fo
to

lia
.c

om

Unbesetzte Ausbildungsstellen

Unversorgte Bewerber

Restaurantfachmann/-frau

Anlagenmechaniker/in 
in Sanitär-/Heizungs- und
Klimatechnik

Ausbildungsstellen: 
Angebot und Nachfrage

Kaufmann/-frau 
im Einzelhandel

Verkäufer/in

Koch/Köchin

Kaufmann/-frau 
für Büromanagement

Fachverkäufer/in im Lebens-
mittelhandwerk/Bäckerei

Hotelfachmann/-frau

Friseur/in

Fachkraft für Lagerlogistik

  12.747

Kaufmann/-frau 
im Einzelhandel   12.487

Kfz-Mechatroniker/in 
für Pkw-Technik 6.466

Medizinische/-r
Fachangestellte/-r 6.452

4.745

4.539

4.345

4.248

3.771

3.686

 10.026

Verkäufer/in  12.073

Industriekaufmann/-frau 5.079

Fachlagerist/in 3.194

 6.383

Industriemechaniker/in 3.409

Fachkraft für Lagerlogistik 2.883

Friseur/in 2.931

5.221

Kaufmann/-frau 
für Büromanagement 11.234

Quelle: Bundesagentur
für Arbeit

Jeweils die zehn Berufe mit den meisten
unbesetzten Stellen bzw. unversorgten 
Bewerbern im Juli 2015


